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Magersucht liegt auch in den Genen
Duisburg (np) Was ist der Auslöser der
Magersucht? Lange vermutete die Medizin
rein psychische Ursachen. Jetzt berichtet die
Uni Duisburg-Essen, es gebe acht geneti-
sche Veränderungen, die mit diesem Leiden
zusammenhängen. Das zeige die Analyse

der Daten von 17 000 Patienten. Anorexia
nervosa, wie die Magersucht auch genannt
wird, ist die psychische Krankheit mit der
höchsten Sterblichkeitsrate. Sie  gilt als
schwierig zu behandeln. Die Forscher gehen
davon aus, dass die neuen Daten, die sie

mit  Kollegen des Londoner King's College
gewannen, zu besseren Therapien führen
werden.

ÄRZTE ZEITUNG ONLINE vom 17.09.2019 11:27

Chief Patient Safety Officer in Essener Uniklinik
ESSEN. Pünktlich zum Welttag der Patientensicherheit am Dienstag hat das Universitätsklinikum Essen die Schaffung der neuen Position des
"Chief Patient Safety Officers" angekündigt.

Die Aufgabe übernimmt Dr. Ruth Hecker,
Anästhesiologin und Klinische Risikomana-
gerin, die bislang die Stabsstelle Qualitäts-
management und klinisches Risikomanage-
ment an der Uniklinik geleitet hat.
Die Stelle sei als Verstärker für die Interes-

sen und die Sicherheit der Patienten
gedacht, erläuterte Klinikdirektor Professor
Jochen Werner.
Hecker soll künftig alle Tätigkeiten zum
Thema Patientensicherheit an den drei
Standorten des Hauses bündeln, koordinie-

ren und überwachen und ein Gesamtkon-
zept zum Thema entwickeln.
(iss)
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BUNDESPRÄSIDENT

Er macht Demokratie
VON NICO FRIED
Mit dem Amt des Bundespräsidenten ist aus-
gerechnet das höchste auch das einzige
Amt im Staate, um das immer mal wieder die
Diskussion entstand, wofür es überhaupt
gebraucht werde. Wenn Frank-Walter Stein-
meier diese Woche die Hälfte seiner ersten
fünfjährigen Amtszeit hinter sich bringt, kann
er als Erfolg verbuchen, dass diese Frage -
die sein Vorgänger Joachim Gauck schon zu
entschärfen vermochte - mittlerweile beant-
wortet ist: Unter starker politischer Bean-
spruchung hat sich das Amt des Bundesprä-
sidenten im Wechselspiel zwischen äuße-
ren Umständen und der Besonnenheit sei-
nes Inhabers plötzlich als erstaunlich wich-
tig erwiesen.
In seiner Antrittsrede im März 2017 hat
Steinmeier die Demokratie als Mittelpunkt
seiner Amtsführung hervorgehoben. Er
bewies damit einen guten Riecher: Nicht nur
der Bundespräsident ging das Thema an,
das Thema kam alsbald auch auf den Bun-
despräsidenten zu. Die Demokratie in
Deutschland, deren Regeln im Grundgesetz
verankert sind, sieht für das Staatsober-
haupt in der Alltagspolitik keine Rolle als
Entscheider vor. Die bisherige Amtszeit
Steinmeiers hat aber gezeigt, dass in einer
Demokratie unter Druck dem Bundespräsi-
denten eine entscheidende Rolle zuwach-
sen kann.
Mit seinen Überredungskünsten bei der
Regierungsbildung nach den Bundestags-
wahlen 2017 hat Steinmeier den vorläufigen
Höhepunkt seiner Amtszeit gleich am
Anfang hinter sich gebracht. Zumindest gilt
das, wenn man die realen Auswirkungen auf
die Politik als Maßstab nimmt. Dabei darf
man die Tatsache, dass Steinmeier die Ent-
stehung einer erneuten großen Koalition
damals maßgeblich unterstützt hat, nicht
gleichsetzen mit einer Verantwortung für die

Politik, die diese Regierung seither macht.
Wer meint, an der großen Koalition zu lei-
den und dafür den Bundespräsidenten
beschimpft, sollte sich immer daran erinnern,
dass zum Zeitpunkt von Steinmeiers Eingrei-
fen nicht mehr eine andere Regierungsbil-
dung die Alternative war, sondern nach
deren Scheitern nur noch Neuwahlen mit
unkalkulierbarem Ausgang.
Als Steinmeier damals die poli t ische
Blockade auflöste, agierte er wie keiner sei-
ner Vorgänger in einer Rolle, die der Politik-
wissenschaftler Karl-Rudolf Korte als Reser-
vemacht bezeichnet hat. Der Bundespräsi-
dent wirkte als Sachwalter des Wählerwil-
lens, als Wahrer des Verfassungsziels stabi-
ler Verhältnisse und als politische Integrati-
onsfigur. Es ist ein symbolträchtiger Zufall,
dass Steinmeier nun gerade in dieser
Woche zu einem Besuch in Italien aufbricht.
Auch Präsident Sergio Mattarella hat sich
zuletzt als Staatsoberhaupt hervorgetan, das
nicht bereit war, den einfachen Weg zu Neu-
wahlen zu gehen und damit denen zu folgen,
die mit der Berufung auf einen angeblichen
Volkswillen nur ihren unbedingten Machtwil-
len zu kaschieren trachten.
Welche Möglichkeiten das Grundgesetz
einem politisch klugen Bundespräsidenten
einräumt und wie es damit die Widerstands-
fähigkeit der Demokratie stärkt, zeigt sich
auch am Vergleich mit Großbritannien: Die
Queen wäre jüngst nur um den Preis eines
Traditionsbruchs und einer Debatte um ihre
Kompetenzen in der Lage gewesen, Pre-
mierminister Boris Johnson von der zeitweili-
gen Beurlaubung des Parlaments abzubrin-
gen. Dass jede Regierung in London im
Namen ihrer Majestät handelt, kann nicht
darüber hinwegtäuschen, dass das Staats-
oberhaupt offenkundig weit weniger zur
Lösung einer politischen Blockade beitragen

kann als der Bundespräsident.
Ein Blick ins Ausland zeigt übrigens auch,
wie dienlich ein Staatsoberhaupt mit klaren
Prioritäten sein kann. In Polen ist es jüngst
sehr wohl wahrgenommen worden, dass
Steinmeier sich ungeachtet aller gegenwärti-
gen politischen Differenzen zwischen War-
schau und Berlin als höchster Repräsentant
Deutschlands klar zur Verantwortung für den
Zweiten Weltkrieg bekannt hat - während der
Präsident des wichtigsten Verbündeten
Amerika sich erst entschuldigen und dann
auch noch beim Golfspiel fotografieren ließ.
Natürlich ist Steinmeier das Oberhaupt eines
Deutschlands, in dem die Distanz zwischen
vielen Bürgern und der Politik immer größer
zu werden scheint. So ernst der Bundesprä-
sident diese Stimmung nimmt, so klar zieht
er auch Grenzen, wenn es nur um Stim-
mungsmache geht. Steinmeier, der viel im
Land unterwegs ist, begegnet den Men-
schen dabei in einer Doppelrolle: Als Staats-
oberhaupt, der Alltagspolitik enthoben, kann
er zuhören; als erfahrener Politiker, der
Zwänge und Komplexitäten des Geschäftes
aus mehreren Jahrzehnten kennt, kann er
erklären.
Legt man die alte Beschreibung zugrunde,
dass ein Bundespräsident vor allem über die
Macht des Wortes verfügt, so zeichnet Stein-
meier aus, dass er das bisschen Macht mit
den Bürgern in vielen Gesprächen teilt. Es
ist wahrscheinlich, dass die nach insgesamt
fünf Jahren nicht nur das Amt, sondern auch
seinen Inhaber wie selbstverständlich behal-
ten wollen.
Frank-Walter Steinmeier agiert in Krisen
so klug, dass sein Amt nicht mehr zur
Diskussion steht

Urheberinformation: DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten - Süddeutsche Zeitung GmbH, München
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Arbeitsausbeutung mitzählen, da-
von gab es 2018 allerdings keinen
einzigen Fall.

154 Tatverdächtige
Die meisten Opfer (48,5 %) waren
zwischen 18 und 25 Jahre alt, das
jüngste 14, so das Landeskriminal-
amt. Im Jahr 2017 gab es den Anga-
ben zufolge 128 weibliche und drei
männlicheOpfer. Das jüngsteOpfer
war 16 Jahre alt.
Auf Täterseite wurden 154 Ver-

dächtige gezählt. Neben 101 Män-
nern waren darunter 40 Frauen (der
Rest blieb unbekannt). „Die Mehr-
zahl der Frauen war als Anwerberin
und Ausbeuterin tätig“, so das LKA.
Bei den Männern kam es 2018 in
drei Fällen zur sogenannten „Lover-
boy-Methode“, bei der dieVerdächti-
gen ihre meist jungen Opfern eine
Liebesbeziehung vorspielten, um sie
anschließend in die Prostitution zu
treiben. dpa

Denn die Forderungen, die Friday
for Future jetzt mit großem Engage-
ment vortragen, seien ja im Grunde
nicht neu.
Das Thema Umweltschutz hätten

die Grünen seit Jahrzehnten glaub-
würdig besetzt. Doch die Energie
und die Entschlossenheit, mit der
die Jugend die Forderungen in die
Öffentlichkeit trägt, seien bisher ein-
zigartig.Dies treffe einenNerv inder
Bevölkerung und zwinge die etab-
lierte Politik dazu, Farbe zu beken-
nen.Dose: „Die CSUhat es offenbar
kapiert, dieCDUtut sich schwerund
die SPD sucht noch eine glaubwür-
dige Position.“ Die Proteste hätten
bewirkt, dass nunmehr fast alle Par-
teienAntworten auf dieKlimafragen
suchten und „grüne Themen“ stär-
ker in den Fokus rückten.

Bisher profitieren nur die Grünen
Unklar sei aber, wie glaubwürdig sie
dies gegenüber jungen Menschen
vertreten können. „Es geht um die
Frage: Wie stehen die etablierten
Parteien zur Jugend?“, so Goerres.
„Stichwort: Rezo-Video. Verstehen
sie die Anliegen der jungen Leute?
Ihre Sprache? IhreWut? IhreUnge-
duld?“ Die Unzufriedenheit mit der
Klimapolitik zahle bisher allein auf
das Konto der Grünen ein. „Man
wählt dann doch lieber das Origi-
nal“, glauben die Forscher.
Die Lebensdauer der Friday-Be-

wegunghängedavonab, obdiePoli-
tik jetzt entschieden gegen die Fol-
gen des Klimawandels vorgehe,
meint Nicolai Dose. „Und davon,
wie dasWetter imnächsten Sommer
sein wird.“

Luisa Neubauer. Einen positiven Ef-
fekt sehen die Politikwissenschaftler
Achim Goerres und Nicolai Dose
bereits jetzt: Die Jugend politisiert
sich. Lange wurde der jungen Gene-
ration vorgehalten, sie ziehe sich ins
Private zurück und sei vor allem an
der eigenen Karriere interessiert.
„Jetzt sind sie auf einmal politisch
aktiv, das macht Mut“, meint Dose.

Die Erfahrung, etwas politisch an-
stoßen und bewegen zu können,
werde einen langfristigen Effekt auf
die Haltung der Jugend haben,
glaubt Goerres. „Daskanndazu füh-
ren, dass in dieser Generation die
Bereitschaft größer ist, sich für poli-
tische Ziele einzusetzen. Ob sie da-
für allerdings in Parteien eintreten
werden, ist eine andere Frage.“

„Die Jugend
politisiert
sich. Das
wird einen
langfristigen Effekt
haben.“
Achim Goerres, Politikwissenschaftler

Polizei darf keine
Bilder von Demos
mehr ins Netz stellen
Münster. Die Polizei in Nordrhein-
Westfalen darf nicht länger Fotos
von Demonstrationen oder Ver-
sammlungen für die eigene Öffent-
lichkeitsarbeit machen und in den
Sozialen Medien veröffentlichen.
Das hat am Dienstag das Oberver-
waltungsgericht (OVG) in Münster
entschieden und damit eine Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts
Gelsenkirchen bestätigt.
Das Erstellen von Fotos durch

Polizeibeamte sei ein Eingriff in das
Versammlungsgrundrecht, begrün-
dete das OVG die Entscheidung zu
einer Demonstration im Mai 2018
in Essen. Solche Aufnahmen kön-
nen sich grundsätzlich auf das Ver-
halten der Teilnehmer auswirken,
weil sie einschüchternd oder ab-
schreckend wirken könnten. „Wir
haben für solche Aufnahmen keine
gesetzliche Grundlage gefunden“,
sagte der Vorsitzende Richter. Das
Urteil betrifft aber nicht das Foto-
grafieren und Erstellen von Videos
zur Gefahrenabwehr, falls sich zum
Beispiel Gewaltbereite unter die
Demonstranten mischen. (Az.: 15 A
4753/18). dpa

KOMPAKT
Nachrichten, Glosse, Leserbriefe

Schrift-Gutachterin
belastet Angeklagte
Düsseldorf. Im Prozess gegen die
mutmaßlichen Rizin-Bombenbauer
von Köln hat eine Schrift-Gutachte-
rin eine handschriftliche Giftliste
der Angeklagten zugeordnet. Die si-
chergestellte Liste sei sehr wahr-
scheinlich von der 43-Jährigen ver-
fasst worden, sagte die Sachver-
ständige des Bundeskriminalamts
am Dienstag in Düsseldorf. Das
stützt die Anklage der Bundesan-
waltschaft, wonach die Frau am
Bau der Bombe mit dem Supergift
Rizin beteiligt gewesen sei. dpa

Diesel-Fahrverbot:
NRW legt Revision ein
Münster. Im Streit um Fahrverbote in
Aachen will das Land NRW trotz
einer Niederlage vor Gericht nicht
klein beigeben. Man habe Revision
gegen das Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts vom Juli eingelegt,
teilte die Staatskanzlei am Diens-
tag mit. Sie argumentiert: Im Urteil
sei die Änderung des Bundesgeset-
zes zum Immissionsschutz nicht
berücksichtigt; mit dieser hätten
sich die Hürden für Fahrverbote
aber erhöht. dpa

Die Jugend verliert die Geduld
Die Unzufriedenheit mit der Klimapolitik ist groß. Die Bundesregierung hat es nun in der
Hand, ob die Friday-Bewegung weiter wächst oder an Schwung verliert, meinen Experten

Von Christopher Onkelbach

Essen. Kirchen,Gewerkschaften, El-
tern, Lehrer und Wissenschaftler.
Studenten, Umwelt-, Wohlfahrts-
und Naturschutzverbände. Vereine,
Unternehmen, Parteien und Promi-
nente – ein breites gesellschaftliches
Bündnis bekennt sich zu den Forde-
rungen der von Schülern getragenen
Bewegung Friday for Future und ruft
zur Teilnahme am „Klimastreik“ am
kommenden Freitag auf.
Ob sich die Bewegung als politi-

sche Kraft aber tatsächlich über das
Datum hinaus etablieren kann, sei
noch nicht ausgemacht, urteilen Ex-
perten. „Die Bewegung hat bewie-
sen, dass sie Menschenmobilisieren
kann“, sagt der Essener Politikwis-
senschaftler Achim Goerres. Aber
noch sei nicht klar, ob der große
Schwung nicht bald wieder verpufft.
Ähnlich argumentiert Nicolai Do-

se, Politikwissenschaftler an der Uni
Duisburg-Essen. Es sei erstaunlich,
dass die Schüler ihre Proteste bereits
so lange durchgehalten haben. Das
habe die politische Debatte beein-
flusst. „Lange sah es so aus, als wür-
de die Politik das Phänomen der
streikenden Schüler einfach aussit-
zen wollen. Doch nun reagiert sie“,
sagt Dose. Selbst CSU-Chef Markus
Söder sei wendig auf den Zug aufge-
sprungen. Bundesumweltministerin
Svenja Schulze (SPD) verspüre Rü-
ckenwind und wisse das zu nutzen.
„Die Frage ist nun, ob sich die

Bundesregierung tatsächlich auf
wirkungsvolle Maßnahmen gegen
denKlimawandel einigenwird“,
sagt Dose. „Wenn sie

BRIEFE AN DIE REDAKTION

Falsch gefördert
Kinderwunsch: Paare fragen Hilfe
stark nach. Man will es nicht glau-
ben, dass angesichts der zentralen
Ursache für die Klimakatastrophe,
die ungezügelte Vermehrung der
Menschheit, es noch eine Förde-
rung zur Fortpflanzung geben
muss. Angesichts des massenhaf-
ten Sterbens von Kindern im Mittel-
meer empfiehlt sich zumindest,
über deren Adoption vor einer För-
derung nachzudenken.
Jürgen Dressler, Mülheim

Millionen gespart
Kassen begrüßen Plan für weniger
Kliniken. Ich hätte noch einen Vor-
schlag, wie Millionen Euros jährlich
gespart werden könnten. Man soll-
te die über 100 Krankenkassen in
Deutschland in einige wenige zu-
sammenlegen. Dann würden die
vielen (viel zu hoch bezahlten ) Auf-
sichts- und Verwaltungsratspöst-
chen wegfallen und es wäre mehr
Geld für die nötige Grundversor-
gung der Patienten da.
Gisela Metzen, Bottrop

@ Bitte senden Sie Ihre Meinung mit Namen undWohnort an:
meinungsforum@waz.de (Wir behalten uns das Recht vor, Ihre Einsendung

zu kürzen. Ein Anspruch auf Veröffentlichung besteht nicht.)

SPD fordert volle Einsicht
in alle Hambach-Akten

Opposition stellt Eilantrag
Düsseldorf. DieSPD-Oppo-
sition verstärkt den Druck
auf die Landesregierung,
sämtlicheAkten zuder um-
strittenen Räumungsak-
tion im Hambacher Forst
offenzulegen. In einem Eil-
antrag für das Plenum am
Mittwoch fordert die SPD die Regie-
rung auf, in den kommenden zwei
Wochen einen vollständigen Ein-
blick inalleAktenderbeteiligtenMi-
nisterien und der Staatskanzlei zu
gewähren. Die Originalakten dürf-
ten nicht geschwärzt werden.
Nach einer ersten Einsicht hatte

die Opposition die Unvollständig-
keit der Dokumente und Schwär-
zungen angeprangert.Die Landesre-
gierung hatte 22 Ordner für Journa-
listen und Abgeordnete ausgelegt.
DieSPDbemängelte, dassAktendes
Justizministeriums fehlten und aus
der Staatskanzlei gerade einmal ein
Aktenordner vorliege. Das Wirt-

schaftsministerium hatte
einen Schnellhefter mit eini-
gen Seiten beigesteuert, kriti-
siert die SPD. NRW-Innenmi-
nisterHerbertReul (CDU)hat-
te die Kritik zurückgewiesen.
DieMinisterienhättendenAb-
geordneten ohne jede rechtli-

che Verpflichtung freiwillig Einsicht
in die Akten gewährt. Die Schwär-
zungen hätten rechtliche Gründe.

Reul korrigierte frühere Angaben
Im Kern geht es bei dem Streit um
die Frage, ob die Baumhäuser der
Aktivisten vor einem Jahr aus Si-
cherheitsgründen geräumt und be-
seitigt wurden oder wegen der da-
mals vom Energiekonzern RWE
noch geplanten Rodung. Die NRW-
Regierung hatte offiziell den Brand-
schutz angeführt. Reul hatte zuletzt
Gespräche mit der RWE-Spitze vor
der Räumung eingeräumt und damit
frühere Angaben korrigiert. dpa

Menschenhandel: Deutlich mehr
Verfahren – aber Dunkelziffer hoch
LKA legt Lagebericht vor – Opfer meist Frauen

Düsseldorf. In Nordrhein-Westfalen
gab es im vergangenen Jahr 114 Ver-
fahren wegen Menschenhandels
und Ausbeutung. Das sind rund 28
Prozent mehr als 2017, als 89 Fälle
gemeldet worden waren. Das geht
aus einem jetzt veröffentlichten La-
gebild des Landeskriminalamts
(LKA) in Düsseldorf hervor. Die Er-
mittler weisen aber darauf hin, dass
die Dunkelziffer mutmaßlich we-
sentlich höher sei. So schreiben die
Ermittler im Vorwort des Lagebilds,
dass es „ausschließlich die denStraf-
verfolgungsbehörden bekannt ge-
wordenen Fälle“ darstelle.

Nur zwei männliche Opfer
Es spiegele „somit nur einen Teil der
tatsächlichen Kriminalität in diesen
Deliktbereichen wider.“ Laut dem
Lagebild gab es 127 weibliche und
nur zweimännlicheOpfer. Alle wur-
den demnach sexuell ausgebeutet.
Die Statistik würde zwar auch

Herbert
Reul FOTO: FFS

Juli 2019, Goslar in Niedersachsen: Bundeskanzlerin Angela Merkel stellt sich der Diskussion mit protestierenden Schülern. FOTO: SWEN PFÖRTNER / PA/DPA

B rauchense gar keine Angst zu
haben, die tut nix. Ne, Püppi,

du tus’ nix?! Is ne ganz Liebe. Strei-
chelnse ruhig. Dat liebt die Püppi.
Die steht nemmich immer vorne im
Aufzug, und wenn einer reinkommt,
dann gucktse so (Frau ahmt ge-
konnt einen Hundeblick nach), bis-
se gestreichelt wird, ne Püppi?

Ich sach ja immer, wer nich nett
zu Tieren is, der taugt auch für
Menschen nix. Hörnse dat is ne
richtige Menschenkennerin, die
Püppi. Wenn einer n’ „A….“ is’ (voll-
ständiger Kraftausdruck von der Re-
daktion gekürzt), dat merkt die so-

fort. Nee, im Bett nich, aber Sofa
darf se. Muss alles Grenzen haben,
ne Püppi?! Und wenn se lieb war,
gibt et Joghurtdrops zur Belohnung.
Obwohl lieb isse ja einklich immer,
ne Püppi?! Da is gezz n Beerdi-
gungsinstitut, war da nich n Fahr-
radladen? Na, muss es auch geben.

Und ne richtige Feinschmeckerin
isse, ne Püppi?! Pferdefleisch, da
könnte se sterben für. Obwohl is ja
auch komisch: Inner wahren Natur
würd ein Hund ja nie’n Pferd essen.
Aber wat is heut noch natürlich?
Linie 131 am Ziel. Unser Protokoll
endet hier, unvollständig. LvG

GLOSSE

Linie 131

glaubwürdige Regelungen erlässt,
könnte der Schwung der Bewegung
rasch nachlassen. Wenn nicht, wird
es weiter gehen.“
Der 20. September wurde nicht

zufällig als Termin für den globalen
„Klimastreik“ gewählt. Denn am
Freitag kommt in Berlin das Klima-
kabinett zusammen und will Ent-
scheidungen zurZukunft desKlima-

schutzes in Deutschland treffen.
40Milliarden Euro will die Bundes-
regierung dafür in die Hand neh-
men, heißt es. Zeitgleich wird der
Klimagipfel der Vereinten Nationen
vorbereitet, der vom 21. bis 23. Sep-
tember in New York stattfindet.
Die Initiatoren des „Klimastreiks“

sind sich bewusst, dass sie auf die
Mithilfe derPolitik angewiesen sind:
„Wir stoßen an
Grenzen, wenn
es uns nicht ge-
lingt, die Poli-
tik unterDruck
zu setzen“, sag-
te die Akti-
vistin

„Lange sah
es so aus, als
würde die
Politik das

Phänomen einfach
aussitzen wollen.“
Nicolai Dose, Politikwissenschaftler
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Der Geist ist hungrig, 
die Kasse leer
Volkshochschulen feiern in diesem Jahr ihr hundertjähriges Jubiläum. Doch vor allem die Lehrkräfte haben 
wenig Grund zu feiern. Sie sind als Honorarkräfte oft prekär beschäftigt. Die VHS haben noch andere Sorgen
Von Anima Müller

Wenn Hedwig Schulte ein Deutschkurs 
wegbricht, bekommt sie kein Geld. Auch 
wenn das nicht ihre Schuld ist. „Das ist 
dann mein persönliches Pech“, sagt sie. 
Schulte arbeitet als freie Deutschlehre-
rin an der Volkshochschule Düsseldorf. 
Dort unterrichtet sie in 20 Stunden pro 
Woche Deutsch als Fremd- und Zweit-
sprache, leitet Alphabetisierungs- und 
Integrationskurse. Ein anspruchsvoller 
Job: häufig wechselnde Klassen, vielfäl-
tige Hintergründe und Leistungsgrade 
der Teilnehmenden. Gleichzeitig auch 
ein äußerst wichtiger. Denn Volkshoch-
schulen sind urdemokratische Institu-
tionen, die Bildungsgerechtigkeit er-
möglichen sollen.

Hundert Jahre alt ist diese Idee – 1919 
gilt als Geburtsjahr der Volkshochschu-
len in Deutschland. Das Jubiläum fei-
ern etwa 350 der insgesamt 895 Schu-
len am Freitag unter dem Motto „Zu-
sammenleben. Zusammenhalten“ in 
einer langen Nacht der Volkshochschu-
len. Schon im Februar fand der offizi-
elle Festakt in der Frankfurter Paulskir-
che statt, in der 1849 die erste Deutsche 
Nationalversammlung getagt hatte. 
Dort sprachen auch der Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts Andreas 
Voßkuhle und CDU-Vorsitzende und 
Volkshochschul-Präsidentin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer. „Ein Schlüs-
sel zum Status activus des Staatsbür-
gers ist Bildung“, sagte Voßkuhle. „Wer 
hundert Jahre im Dienste der Men-
schen und der Demokratie hinter sich 
gebracht hab“, so Kramp-Karrenbauer, 
„braucht sich vor den nächsten hundert 
Jahren nicht zu fürchten.“

In der Weimarer Republik hatte man 
1919 die Notwendigkeit erkannt, auch 
der Arbeiter*innenschicht geistige 
Weiterbildung zu ermöglichen. Brü-
cken sollten geschlagen werden zwi-
schen „dem kleinen Volkteil, der geis-
tig arbeitet“, und dem immer größer 
werdenden „Teil der Volksgenossen, 
der mit der Hand schafft, aber geistig 
hungrig ist“. So steht es in einem Erlass 
des damaligen Preußischen Ministers 
für Wissenschaft, Kunst und Volksbil-
dung, Konrad Haenisch. Laut Weimarer 
Reichsverfassung sollten Reich, Länder 
und Gemeinden die Volkshochschulen 
fördern. Das löste eine Gründungswelle 

aus: 1919 wurden so viele noch heute 
existierenden Volkshochschulen ge-
öffnet wie in keinem anderen Jahr. Die 
Lehrkräfte sollten aus der Mitte der Ge-
sellschaft stammen. An der Vorstellung 
hat sich bis heute wenig geändert – an 
den Rahmenbedingungen schon.

„Es herrscht immer noch die über-
holte Idee aus den 50er Jahren, dass 
verbeamtete Hauptschullehrer in ihrer 
Freizeit an Volkshochschulen unterrich-
ten“, sagt Hedwig Schulte, „aber das ent-
spricht nicht mehr der Realität.“ Etwa 
188.000 Volkshochschullehrer*innen 
in Deutschland arbeiten in Vollzeit 
und, die allermeisten als Selbststän-
dige. Anders als ihre Kolleg*innen an 
Schulen oder Berufsschulen sind sie 
aber auf Honorarbasis beschäftigt. Da-
für brauchen sie einen akademischen 
Abschluss, Fortbildungen, Berufserfah-
rung in der Erwachsenbildung. Ihr Ho-
norar liegt aber deutlich niedriger als 
das Gehalt etwa an Berufsschulen. Ver-
dient eine Vollzeitlehrkraft dort etwa 
3.700 Euro brutto im Monat, kommen 

VHS-Lehrkräfte auf circa 1.500 Euro. 
Um ihre Kosten zu decken, arbeitet 
Schulte im Schnitt für 4 bis 6 Auftrag-
geber pro Jahr. Ausfälle habe sie ein-
kalkuliert, aber oft erfährt sie von ih-
nen erst kurzfristig, sagt sie. „Und das 
ist dann unangenehm.“

Die schlechte Bezahlung hat nichts 
mit fehlender Nachfrage zu tun – zu-
mindest nicht in den Deutschkursen. 
Dadurch bleiben die Teilnehmerzah-
len insgesamt relativ konstant. 6,4 Mil-
lionen Personen besuchen pro Jahr ei-
nen VHS-Kurs. Rechnet man Einzel-
veranstaltungen oder Studienfahrten 
hinzu, sind es sogar 8,9 Millionen 
Teilnehmer*innen, wie die Volks-
hochschul-Statistik von 2017 ausweist. 
Mehr als die Hälfte aller Angebote sind 

Sprachkurse. Seit 2015 ist der Bereich 
stark angewachsen, insbesondere beim 
Fach Deutsch als Fremd- oder Zweit-
sprache. In allen anderen Bereichen, 
so die Statistik, gehen die Kurse und 
Belegungen aber zurück, bundesweit. 
Am zweitstärksten ist der Bereich Ge-
sundheit mit Fitness- und Entspan-
nungskursen vertreten. Danach folgt 
die berufliche Weiterbildung. Kurse, die 
Computerprogramme wie Excel lehren, 
sind mittlerweile weniger gefragt – die 
beherrschen die meisten mittlerweile. 
Kurse im Bereich Politik/Gesellschaft 
und Arbeit/Beruf/Schulabschlüsse 
gehen in manchen Bundesländern 
auch im zweistelligen Prozentbereich 
zurück.

Das Honorar für die Lehrkräfte er-
rechnet sich aus den abgehaltenen 
Kursstunden. Im Schnitt sind das 20 
bis 25 Euro – die Vergütungen variie-
ren jedoch in verschiedenen Ländern, 
Schulen und Fächern, da die Volkshoch-
schulen meist in Trägerschaft der Kom-
munen liegen. Diese können dann da-
rüber entscheiden, die Lehrkräfte bes-
ser zu bezahlen – müssen das aber aus 
eigener Finanzkraft stemmen. Mit 35 
Euro besser vergütet werden die Inte-
grationskurse, die das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (Bamf) be-
zahlt. An diesem Satz orientieren sich 
die Volkshochschulen etwa in Berlin. 
Im August hatte der Senat die Hono-
rare für alle Lehrkräfte angeglichen. An 
der Düsseldorfer VHS sind es zurzeit 24 
Euro für DaZ und DaF-Kurse, bald soll 
noch einmal erhöht werden – das Er-
gebnis hartnäckiger Forderungen von 
Lehrkräften wie Hedwig Schulte.

Oder Ruth Janßen. Seit etwa 30 Jah-
ren unterrichtet die Deutschlehrerin 
an der Düsseldorfer Volkshochschule 
und ist wie Schulte im Bündnis der 
DaZ- und DaF-Lehrkräfte organisiert, 
außerdem ist sie Sprecherin der dorti-
gen VHS-Lehrkräfte. „Die 24 Euro rei-
chen uns längst nicht“, sagt sie. Denn 
die VHS-Lehrer*innen verdienen nicht 
nur weniger, sie haben auch sehr viel 
höhere Ausgaben. Sozial- und Renten-
versicherung müssen sie selbst tragen. 
Sie haben keinen Anspruch auf Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall – län-
gere Ausfälle können sie in den Ruin 
treiben. Nach allen Abgaben bleibt von 
den 24 Euro nur knapp die Hälfte übrig. 

Janßen arbeitet neben der VHS auch an 
der an der Universität. Dort zahlen sie 
besser.

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) fordert 57 Euro pro 
Stunde für VHS-Kräfte. Das DaZ- und 
DaF-Lehrkräfte-Bündnis hat zum Jubi-
läum im März eine Petition an das Bil-
dungsministerium gestartet. Darin for-
dert es unter anderem feste Anstellun-
gen für längerfristig Beschäftigte und 
Vergütungen von 60 Euro pro Stunde, 
orientiert am Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD E 12). Wegen 
der schlechten Bezahlung sind mitt-
lerweile viele VHS-Lehrkräfte an Schu-
len gewechselt. Als 2016 die Zahl der 
Geflüchteten zunahm, gab es plötzlich 
mehr Schüler*innen als früher – und 
gleichzeitig weniger Lehrkräfte, die an 
Volkshochschulen unterrichten woll-
ten. Viele zogen an Schulen in befristete 
Festanstellungen ab, die neu entstan-
den. Um der Abwanderung entgegen-
zuwirken, reagierten Volkshochschu-
len vielerorts und senkten Qualifika-
tionsansprüche an Lehrkräfte. Ähnlich 
reagierte auch das Goethe-Institut.

Auch an einer Volkshochschule in 
Niedersachsen hat man die Deutsch-
Honorare auf 35 Euro angeglichen. 
Hier arbeitet Bündnissprecher Artur 
Sieg, der neben DaZ-Kursen auch Pol-
nisch und Geschichte für 21,50 Euro pro 
Stunde unterrichtet. 25 Stunden pro 
Woche – eine Vollzeitstelle – für 1.500 

Euro. Sieg weiß, dass die Mittel an sei-
ner Volkshochschule knapp bemessen 
sind. Aus Rücksichtnahme verzichtet er 
auf seinen Anspruch auf Urlaubsent-
gelt. Auch den haben nicht alle Lehr-
kräfte, sondern nur diejenigen, die in 
arbeitnehmerähnlichen Verhältnissen 
arbeiten – also überwiegend für einen 
einzelnen Arbeitgeber tätig sind. „Viele 
arbeitnehmerähnlich Beschäftigte an 
Volkshochschulen verzichten auf die-
sen Anspruch“, sagt Sieg. Einige wissen 
nichts davon, andere haben Angst da-
vor, zu klagen, da der Träger kündigen 
könnte. In Stuttgart machten DaZ-Lehr-
kräfte im März auf ihre Situation auf-
merksam – dort warten Lehrkräfte seit 
2016 auf die Bearbeitung ihrer Anträge, 
die sie nun einklagen wollen.

„Volkshochschulen haben eine hohe 
Bereitschaft, ihre Lehrkräfte fair zu be-
zahlen und sozial besser abzusichern 
– aber oft fehlen die finanziellen Mit-
tel dafür“, sagt die Pressesprecherin 
vom Deutschen Volkshochschul-Ver-
band Simone Kaucher. Die Trägerschaft 
der Kommunen verhindere eine bun-
desweite Honorarordnung. Dass der 
Bund zu wenig in Weiterbildung in-
vestiert, zeigt eine Studie der Univer-
sität Duisburg-Essen im Auftrag der 
Bertelsmann-Stiftung aus diesem Jahr. 
Rund 26,9 Milliarden Euro werden in 
Deutschland pro Jahr für die Weiter-
bildung ausgegeben. Der Großteil da-
von, 20,9 Milliarden, wird privat finan-
ziert. Nur 6,3 Milliarden Euro bringt der 
Bund auf. Anders als in allen anderen 
Bildungsbereichen stagniert die öf-
fentliche Finanzierung in der Weiter-
bildung seit 1995. Außerdem fand die 
Studie heraus, dass insbesondere Ge-
ringqualifizierte und Arme kaum von 
dem Weiterbildungsangebot profitie-
ren. Nur 5,6 Prozent der Menschen 
ohne formalen Berufsabschluss und 
nur 7,7 Prozent der von Armut gefähr-
deten Menschen besuchten im vergan-
genen Jahr eine Weiterbildung. Nun 
könnten auch noch Zehntausende VHS-
Kurse teurer werden – da die Bundes-
regierung beschlossen hat, die Umsatz-
steuerbefreiung für viele Kurse aufzu-
heben. Das dürfte vor allem Menschen 
mit weniger Geld von der Teilnahme an 
VHS-Kursen abhalten.

Also genau jene, für die Volkshoch-
schulen gegründet wurden.

VHS im Jahr 
1965: Auch im 

Ruhrpott ist 
der Hunger 

nach Bildung 
groß   

Foto: Foto­
archiv Ruhr 

Museum/bpk

Kurse im Bereich 
Politik gehen im 
zweistelligen 
Prozentbereich 
zurück

100 Jahre Volkshochschule
Die Facts Im Jahr 1919 verankerte die 
Weimarer Verfassung im Artikel 148 
das Volksbildungswesen und somit 
den Gedanken der Weiterbildung in 
der Verfassung. Heute gibt es in 
Deutschland 895 Volkshochschulen, 
188.000 Lehrkräfte, 581.000 Kurse 
und 6,4 Millionen TeilnehmerInnen.

Die Feier Diesen Freitag öffnen 350 
Volkshochschulen ihre Türen zur 
„Langen Nacht“ der VHS. Unter dem 
Motto „zusammenleben. zusammen­
halten“ wollen die Volkshochschulen 
ein Zeichen für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt setzen. Mehr unter 
www.100jahre-vhs.de/

1 / 1

Urheberinformation: TAZ Verlags- und Vertriebs GmbH

6© PMG Presse-Monitor GmbH Zum Inhaltsverzeichnis



Pressespiegel
Die Universität in den Medien

18.09.2019

lokalkompass.de (Nordrhein-Westfalen) vom 17.09.2019 10:36

Die Röttgersbacher wollen Geschichte und Zukunft in einem Buch
zusammenfassen Vom Bach zum Stadtteil
Das Vorhaben ist ambitioniert, und die ersten Schritte von der Idee zur Vollendung ermutigend.

Thorsten Fischer, Historiker an der Universi-
tät Duisburg-Essen, und der Landtagsabge-
ordnete Frank Börner wollen die Vergangen-
heit des Stadtteils Röttgersbach unter die
Lupe nehmen und zugleich einen Bogen in
die Zukunft spannen. Und das mit Hilfe vie-
ler Bürger.
Historisch und sogar geografisch betrachtet,
mutet der Stadtteil wie ein unerforschtes
Niemandsland an. Die Nähe zu Marxloh und
Obermarxloh, aber erst Recht zum heute
dem Stadtbezirk Walsum zugeordneten
Fahrn machen eine genaue Lokalisierung
nicht gerade einfach.
So ist in Aufzeichnungen der Stadt und bei
Wkipedia lediglich zu lesen, dass der Stadt-
teil Röttgersbach im Zuge der kommunalen
Neuordnung 1975 aus dem "östlichen Teil
des Stadtteils Fahrn" enstanden ist. Das
Röttgersbacher Gebiet gehörte früher zur
selbständigen Stadt Hamborn. Unbestritten
ist, dass der Röttgersbach Namensgeber
des Stadtteils ist. Dieser Bach, vom benach-
barten Holten kommend, mündete seiner-
zeit in den Elpersbach. "Elpersbach? Nie
gehört", meinte eine Teilnehmerin der histo-
risch interessierten Röttgersbach-Runde, die
sich jetzt in den Räumen des Kirchprojekts
St. Barbara traf, um die Geschichte ihres
liebgewonnenen Umfelds aufzuarbeiten.
Alte Karten und Fotos
"So manches, was sich Hamborn auf die
Fahnen schreibt, ist ja eigentlich Röttgers-
bach zuzuschreiben", ergämzte ein anderer.

"Genau da wollen wir ansetzen und dem
Stadtteil ein historisches Gesicht geben",
meinen Fischer und Börner. Letztendlich soll
ein kleines Buch über die Stadtteilge-
schichte dabei herauskommen. Alte Karten
und Fotos wurden mitgebracht und gesich-
tet. Feststeht, dass die Geschichte von
"Duisburg-Röttgersbach" schon viel eher
begann als 1975.
Die katholische Kirchengemeinde St. Bar-
bara im Herzen von Röttgersbach wurde
bereits 1909 gegründet, die St. Hildegard-
Kirche wurde 1959 von Bischof Hengsbach
geweiht. Der Mattlerhof, der Jubiläumshain,
die schmucken Siedlungshäuser der Woh-
nungsgenossenschaft Hamborn gehören
ebenfalls zu den "historischen Errungen-
schaften". Mitgebracht wurde bei der ersten
Zusammenkunft der neugierigen und
wissbegiergigen Röttgersbacher auch eine
alte Karte aus dem Jahr 1909, auf der in
großen Lettern das Wort Röttgerbach zu
lesen ist.
Sammeln und dokumentieren
Vernutlich wird das geplante Buch dem
Arbeitstitel "Vom Bach zum Stadtteil"
gerecht. Zunächst sucht man das älteste
Haus im Stadtteil. Wo mag es gestanden
haben oder noch stehen? Gibt es ein Foto
oder Pläne davon? Gibt es zudem Zeitzeu-
gen der historischen Weiterentwicklung?
Das alles wollen die Röttgersbacher Heimat-
forscher berücksichtigen, sammeln und
dokumentieren. Verlässliche Quellen gibt es

noch ganz wenige.
So hat die WoGe Hamborn zu ihrem 100-
jährigen Bestehen 2009 eine genau 100 Sei-
ten starke Chronik herausgegeben, in der
viele Anhaltspunkte zu finden sind. Insbe-
sondere aber, so die Initiatoren des künfti-
gen Röttgersbacher Geschichtsbuches, will
man die hier lebenden und wohnenden Bür-
ger ins Boot holen, denn, so Fischer, "Rött-
gersbach gibt es schon länger als man
denkt."
Noch weiter auf der Suche
Wer Ideen, Anregungen, Wissenswerters,
Fotos und Pläne hat, sollte sich mit "Berufs-
Historiker" Thorsten Fischer per Mail unter
Thorsten.fischer.1198@gmail.com in Verbin-
dung setzen oder entsprechende Unterla-
gen im Reisebüro Kautz, Ziegelhorst-, Ecke
Kaiser-Friedrich-Straße, abgeben. "Wir wer-
den alles einscannen und unverzüglich den
Besitzern unversehrt zurückgeben", so
Frank Börner.
Eine umfassende Geschichtesbetrachtung
zu erstellen, sei wichtiger denn je, denn das
heutige Röttgersbach sei mit dem Revier-
park, der Niederrhein-Therme, dem allerer-
sten Mehrgenerationenwohnen der Stadt,
dem Golfclub, dem Weihnachtsmarkt der
großen Hilfe, pulsierendem Karnevalsleben
und vielen anderen "Meilensteinen" ein "Vor-
zeige-Stadtteil" Duisburgs.
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Nach deutlicher Kritik von VW-Chef Diess

Wie Politiker und andere Autohersteller zum Wasserstoff-Antrieb stehen
Am Rande der IAA machte VW-Chef Herbert Diess unmissverständlich deutlich, was er vom Wasserstoff-Antrieb hält: 'Das ist einfach Unsinn',
so Diess. Doch Konkurrenten und Bundesminister sehen das ganz und gar anders.

Erstveröffentlichung 17.09.2019 15:15:28
Sichtlich gut gelaunt und unter Showeffek-
ten stellte Herbert Diess am Abend vor dem
ersten Tag der IAA in Frankfurt den ID.3 von
VW vor. Der bedeutet für den Konzern nichts
weniger als den Einstieg ins Elektrozeitalter.
Diess hat sich auf den Elektromotor einge-
schossen - und zwar klipp und klar. Nur zwei
Tage nach der Präsentation äußerte er sich
in einer Gesprächsrunde mit Journalisten, in
der auch die WirtschaftsWoche vertreten
war, überaus kritisch zum konkurrierenden
Wasserstoffantrieb, an dem unter anderem
sein ehemaliger Arbeitgeber BMW arbeitet.
Auf der IAA stellte der Münchner Autobauer
nämlich den 'BMW i Hydrogen Next' vor.
Dabei handelt es sich um einen auf Wasser-
stoffantrieb umgerüsteten BMW X5, ein
SUV. In den kommenden drei Jahren will
BMW eine Testflotte mit diesem Fahrzeug
aufbauen. Angesprochen auf diese IAA-Prä-
sentation von BMW lachte Diess und sagte:
'Das machen die?' Er sei sich 'sehr sicher',
dass das Wasserstoffauto in den kommen-
den zehn Jahren keine relevante Option für
den Antrieb von Autos sei, so Diess. Mit
Blick auf japanische Autohersteller, die den
Wasserstoffantrieb stark unterstützen, sagte
Diess: 'Also dass man Wasserstoff aus
Braunkohle herstellt und mit Schiffen nach
Japan transportiert und dort in Autos füllt,
das ist einfach Unsinn.'
Die Äußerungen des VW-Chefs und die Mel-
dung der WirtschaftsWoche dazu haben für
Aufsehen gesorgt - nicht nur in der Automo-
bilbranche. Vor allem in der Politik ist der
Wasserstoff in den letzten Wochen im Rah-
men der Klimadebatte zu einem bedeuten-
den Thema geworden. In Berl in und
anderswo ist man ganz anderer Meinung als
in der Chefetage des größten Automobilher-
stellers der Welt.
Kritik kommt etwa von einem Politiker, der
eine große Nähe zu VW vorzuweisen hat, da
er als Ministerpräsident des Landes Nieder-
sachsen im VW-Aufsichtsrat sitzt. Am Tag
nach den Äußerungen des VW-Chefs hat
SPD-Politiker Stephan Weil Diess in einem
Gastbeitrag für das 'Handelsblatt' widerspro-
chen: 'Als Kraftstoff in Verbindung mit Brenn-

stoffzellen könnte Wasserstoff die Mobilität
umkrempeln', schreibt Weil dort. Wenn man
nach einem archimedischen Punkt bei der
Energiewende suche, 'Wasserstoff könnte
ihn darstellen', so Weil. 'Die Wasserstoffwirt-
schaft muss gezielt gefördert werden.'
Eine nationale Wasserstoff-Strategie
Ähnlich klingt die Position von Bundesfor-
schungsministerin Anja Karliczek: Sie wolle
das Thema Wasserstoff im Klimakabinett am
20. September 'zu einem der Schwerpunkt-
themen machen', sagte die CDU-Politikerin
in der vergangenen Woche in Berlin und
beschrieb den Wasserstoff gar als 'zentra-
len Energieträger der Zukunft'. Das von ihr
geführte Forschungsministerium will gemein-
sam mit dem Wirtschafts- und dem Ver-
kehrsministerium bis Dezember die 'Natio-
nale Wasserstoffstrategie' vorlegen. Kosten-
punkt: mehrere Hundert Millionen Euro. Die
Politik scheint an Wasserstoff zu glauben.
Auch deshalb kürte Verkehrsminister
Andreas Scheuer neun deutsche Regionen
zu sogenannten 'Wasserstoffregionen', die
er nun fördern will - etwa Rügen-Stralsund
oder den Landkreis Schaumburg. 'Wir wol-
len lieber heute als morgen klimafreundlich
unterwegs sein. Wasserstoff-Mobilität erfüllt
genau das: Tanken in drei Minuten mit einer
Reichweite von 500 bis 700 Kilometern',
kommentierte Scheuer die Initiative.
Herbert Diess hingegen kritisierte auf der
IAA weiterhin: Werde Wasserstoff getankt,
der bei Produktionsprozessen als chemi-
sches Abfallprodukt entstanden sei, dann sei
dieser Wasserstoff 'nicht CO2-frei' und habe
'zum Teil eine höhere CO2-Last als konven-
tionelle Kraftstoffe' wie Benzin oder Diesel,
so der VW-Chef. Wenn man dagegen den
Wasserstoff regenerativ produziere, dann sei
man auf eine 'sehr ineffiziente' Herstellungs-
methode angewiesen, die viel Strom ver-
brauche. Für die gleiche gefahrene Strecke
brauche man deshalb 'drei Mal so viele
Windmühlen', also drei Mal so viel regenera-
tiv erzeugten Strom.
Genau an dieser Problematik will Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier arbeiten
und den 'grünen Wasserstoff' von einem
Nischenprodukt in den industriellen Maß-

stab führen. Beim grünen Wasserstoff han-
delt es sich um Wasserstoff, der mit
Ökostrom etwa aus Wind- oder Solaranla-
gen klimaneutral produziert wurde. Grüner
Wasserstoff solle 'inländisch in industriellem
Maßstab baldmöglichst produziert werden',
heißt es laut 'Handelsblatt' in einem Papier
aus Altmaiers Ministerium, das die Rolle
gasförmiger Energieträger in den Sektoren
Verkehr, Industrie, Gebäude und Stromer-
zeugung skizziere.
Wasserstoff in der Branche angelangt
Nicht nur die Politik setzt auf den Wasser-
stoff. Auch Automobilhersteller tun das.
Toyota ist mit seinem Mirai - dem laut eige-
ner Aussage 'ersten Wasserstoffauto in
Serie' - der prominente Pionier auf diesem
Feld. Doch auch Audi, seit mehr als fünfzig
Jahren Tochter des VW-Konzerns, arbeite in
Neckarsulm trotz der Kritik von Diess weiter-
hin am Wasserstoffantrieb, bestätigte eine
Sprecherin des Unternehmens dem SWR.
Und das, obwohl der Ingolstädter Hersteller
recht genau wissen dürfe, was Diess von
Wasserstoff hält und seine Meinung schät-
zen müsste, ist Diess als VW-Chef doch Auf-
sichtsratsvorsitzender bei Audi.
Abgesehen von den entgegengesetzten Mei-
nungen aus Politik und Automobilindustrie,
ist die Meinung des VW-Chefs keinesfalls
unpopulär. Ferdinand Dudenhöffer, Automo-
bilexperte und Professor für Automobilwirt-
schaft an der Universität Duisburg-Essen
teilt die Einschätzung von Herbert Diess.
'Wenn ein Hersteller im Pkw-Markt in den
nächsten zehn Jahren verlieren will, dann
sollte er voll und ganz auf Wasserstoff set-
zen', sagte Dudenhöffer der WirtschaftsWo-
che noch im April. Das sei 'hoffnungslos.'
Und weiter: 'Um ein heutiges Wasserstoff-
auto, das sich auf dem Niveau eines Golfs
befindet, von 80.000 Euro in die preisliche
Klasse eines vergleichbaren Elektroautos zu
bringen, braucht es sicherlich zwanzig
Jahre', schätzt Dudenhöffer.
Und nicht umsonst hat sich Peter Altmaier
so vehement für eine Förderung von Batte-
riefabriken in Deutschland ausgesprochen.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz von der
SPD etwa befürwortet eine Verlängerung der
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E-Auto-Förderung um zehn Jahre. Welcher
Antrieb sich für Fahrzeuge wirklich langfri-
stig durchsetzen wird, ist also noch nicht

ausgemacht - außer wenn es nach Herbert
Diess geht.
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teilweise ohne schriftliche Genehmigung der Verlagsgruppe Handelsblatt GmbH ist untersagt. All rights reserved.
Reproduction or modification in whole or in part without express written permission is prohibited.
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Westdeutsche Allgemeine WAZ Duisburg-Mitte vom 18.09.2019

Ressort: Lokales Auflage: 8.418 (gedruckt)
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Wissenschaftler diskutieren Projektion
Mercator-Matinee mit Experten
Mit einem Podiumsgespräch würdigt die
Mercator-Matinee das 450. Jubiläum der
Mercator-Projektion am Sonntag, 29. Sep-
tember, um 11.15 Uhr im Kultur- und Stadthi-
storischen Museum am Innenhafen. Die
weltgeschichtliche Bedeutung dieser genia-
len wissenschaftlichen Erfindung diskutieren
Dr. Ulf von Rauchhaupt (Frankfurter Allge-
meine Sonntagszeitung), Prof. Dr. Peter
Mesenburg, bis 2005 Professor für Kartogra-
phie am Fachbereich Vermessungswesen
der Universität Duisburg-Essen, Dr. David

Kuchenbuch, Wissenschaftlicher Mitarbeiter
am Historischen Institut der Justus-Liebig-
Universität Gießen, und Dr. Christoph Hor-
mann aus Freiburg, freiberuflicher Grafik-
Designer im Bereich Geovisualisierung.
"Der Meister aus Rupelmonde steht unüber-
troffen in der Kartographiegeschichte seit
der Zeit des Ptolemaios." Das schrieb der
finnische Polarforscher und Kartenhistoriker
Adolf Erik Nordenskiöld am Ende des 19.
Jahrhunderts und hatte dabei vor allem Mer-
cators Weltkarte aus dem Jahr 1569 und die

dabei verwendete "Mercator-Projektion" im
Sinn. Gedacht war diese Karte "ad usum
navigantium", doch bis heute finden es lange
nicht nur Seefahrende praktisch und ästhe-
tisch, Länder, Kontinente oder die ganze
Erde auf diese Weise darzustellen. In der
Podiumsdiskussion geht es um die Gründe
für diese Beliebtheit, um die Kritik, die daran
geübt wurde, und um Grenzen und Bedeu-
tung der Mercator-Projektion im digitalen
Zeitalter.
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Antwort nennen unter 01379 88 30 23 (50 Cent/Anruf aus dem dt. Festnetz, ggf. abweichende Preise aus dem
Mobilfunk) oder SMS mit dem Kennwort „rp6“, Leerzeichen, Ihrem Namen, Adresse und Lösung an 1111 (ohne
Vorwahl, 50 Cent/SMS)! Teilnahme erst ab 18 möglich; ausgeschlossen sind Mitarbeiter des Verlags oder
verbundener Unternehmen. Das Los entscheidet und die Gewinner werden kurzfristig benachrichtigt. Eine
Barauszahlung des Gewinns kann nicht erfolgen. Der Gewinn ist ohne Anreise. Im Übrigen finden Sie unsere
Teilnahme- und Datenschutzbedingungen auch unter rp-online.de/teilnahmebedingungen

Eine clever gefüllte Lunchbox spart nicht nur Geld und Zeit: Wer seine Lunchbox mit selbst zubereiteten, ausgewogenen
Lebensmitteln bestückt, ernährt sich bewusst gesund. Deli Reform präsentiert die besten Rezeptideen der Lunchbox-Fans,
die ihre Vorschläge unter dem Motto „Gesunde Lunchbox“ eingereicht haben. Ab sofort findet man Inspiration für die eigene,
gesunde Mittagspause auf: rezeptwettbewerb.deli-reform.de
Damit die Vorbereitung der Lunchbox noch leichter von der Hand geht, verlost Deli Reform
5 praktische Leifheit-Pakete im Wert von je ca. 100 €. Enthalten sind das Schneidbrett
VarioBoard, ein Eierschneider, ein Gemüse-Sticks-Schneider, der Hacker Comfort & Clean und
die Salatschleuder Trend sunset orange.

Ihr Gewinn:
• 5 Leifheit-Produkte für eine "Gesunde Lunchbox"

Weitere Informationen unter leifheit.de

Special: Unser Lokal & Lecker Gewinnspiel
Gesunde Lunchbox für die Mittagspause mit Deli Reform

Jetzt an der Verlosung teilnehmen
und mit etwas Glück gewinnen:

Online:

rp-online/lokalundlecker

Telefon:

01379 88 30 23
Oder SMS mit dem Kennwort „rp6“, Leer-
zeichen, Ihrem Namen, Adresse und Lösung
an 1111

Teilnahmeschluss: 16.10.2019, 24 Uhr!

MITTWOCH, 18. SEPTEMBER 2019D4 Bildung
LA-L4

RHEINISCHE POST

MONHEIM (gut) Im totenWinkel ist man
für den Autofahrer unsichtbar. Das dürf-
ten die Schüler der Monheimer Her-
mann-Gmeiner-Grundschule nicht so
schnell vergessen. Denn die Verkehrsun-
fallprävention der Kreispolizei, die Kreis-
verkehrswacht und die Spedition Hilgers
Transport GmbH haben den Kindern jetzt
eingehend vor Augen geführt, wie groß
der Bereich ist, in dem sie vom abbiegen-
den Autofahrer trotz mehrerer Spiegel und
moderner technischer Sicherheitssysteme
nicht gesehen werden. Bei einem größeren
LKW sind ganze Personengruppen für den
Fahrer unsichtbar. Die Schüler lernten, wie
man sich als schwächerer Verkehrsteilneh-
mer – Radfahrer oder Fußgänger – selbst
gezielt und besser schützen kann. Die Not-
wendigkeit solcher Vorbeuge-Aktionen er-
gibt sich laut Polizei aus der Verkehrsstatis-
tik: So nahmen Unfälle mit Getöteten unter
Beteiligung von Lastern und Bussen in den
letzten fünf Jahren deutschlandweit um
17 Prozent zu. 2018 wurden 762Menschen
bei solchen Unfällen getötet und 7293
schwer verletzt. RP-FOTO: RALPHMATZERATH

VORBEUGUNG

Vorsicht,
toter Winkel !

Monheimer Schulen rücken zusammen

VOND. SCHMIDT-ELMENDORFF

MONHEIM Die Schule, die sich ab-
schottet, gar in Konkurrenz zu an-
deren Schulen tritt, war gestern,
sagt Heinz Gniostko, Dozent an
der Universität Duisburg-Essen in
der Fakultät Bildungswissenschaf-
ten. „Heutzutage müssen Schu-
len kooperieren, sich als Teil ei-
ner Bildungslandschaft verstehen
und gemeinsam die Verantwor-
tung für die Schülerschaft über-
nehmen.“ Dies drückt sich schon
jetzt in der gemeinsamen Nutzung
des neuen Schulgebäudes am Ber-
liner Ring durch Otto-Hahn-Gym-
nasium (OHG) und Gesamtschule
(GBR) aus. Auch sollen OHG-Schü-
ler künftig inderMensaderGBRes-
sen gehen können. Jetzt haben die
beiden Schulen am Standort Berli-
nerRing einenKooperationsvertrag
abgeschlossen, in demweitere Pro-
jekte vereinbart werden.
So kooperieren die Schulen be-

reits jetzt bei der Aufnahme, um
zu verhindern, dass Eltern bei der
Schulwahl eineEntscheidunggegen
den pädagogischen Rat der Lehrer

treffen. „Künftig wird die Durchläs-
sigkeit des Schulsystemsverbessert,
indemeinSchüler bei einemunaus-
weichlichen Schulwechsel seine
Karriere an der Gesamtschule fort-
setzen kann“, sagt Dr. Hagen Basti-
an, Leiter des OHG. Früher musste
er dann inLangenfeld zurRealschu-
le gehen.
Außerdem haben die Schulen

bereits den Unterrichts-Rhythmus
harmonisiert und verfolgen nun
beide das 60-Minuten-Modell. Das
vereinfachedie Erarbeitungkoope-
rativerBildungsangebote.„Sokönn-
tenkünftig schon imWahlpflichtbe-
reich derMittelstufe solche Fächer

gemeinsam angeboten werden, die
wegen zu weniger Schüler drohen
nicht zustande zu kommen, wie In-
formatik oder eine
dritte Fremdspra-
che“, sagt Bastian.
Neu ist auch das
Tutoriats-Kon-
zept, wonach
OHG-Schüler der
Oberstufe Fünft-
klässlern der Ge-
samtschule im Rahmen des Ganz-
tagsbetriebs Förderunterricht in
den Fächern Deutsch, Mathe und
Fremdsprachen erteilen: Einem
ersten Aufruf folgten 34 Gymna-

siasten. Die Auswahlkriterien „Sie
müssen zuverlässig, verantwor-
tungsbewusst, zur sozialen Inter-

aktion fähig sein
und über fachli-
che Kompetenz
verfügen“, erklärt
Annette Heintz,
Lehrerin am
OHG. Der Tutor
unterrichtet eine
Stunde pro Wo-

che – gegeneinEntgelt, dasder För-
derverein aufbringt. Die Gesamts-
chüler werden jeweils an einem
Nachmittag pro Woche gefördert.
Das Material wird gestellt, die Tu-

toren müssen sich mit den Lehrern
abstimmen, damit die von ihnen
vermittelten Inhalte an den Unter-
richt angebunden sind. Langfristig
sollen auch Oberstufenschüler der
Gesamtschule in dasTutoriats-Mo-
dell einbezogen werden. Bürger-
meister Daniel Zimmermann lob-
te die Willkommensatmosphäre,
die beim ersten Schultag der Ge-
samtschule entstanden sei, als die
Tutoren die Erstklässler begrüßten.
„Diese schulübergreifendenKoope-
rationen führen dazu, dass sich die
Schüler ohne Vorurteile und Stig-
matisierung kennenlernen“, fügte
Gniostko hinzu.
In der Oberstufe könne dank

der Kooperation einst ein breite-
res Kursangebot dargeboten wer-
den, wie etwa ein Leistungskursus
Sport, den derzeit nur ein Gymna-
sium in Leverkusen anbiete. Insge-
samt zögendiese innovativenStruk-
turen viele Lehrer an, sagte Martin
Paeslack, kommissarischer Leiter
der Gesamtschule. Es habe für die
Stellen an seiner Schule deutlich
mehr Interessenten als Plätze gege-
ben. Die Kooperation erfülle auch
den Zweck, der Gesamtschule ihre
Position innerhalb des zweigliedri-
genSchulsystemszuzuweisen.„Frü-
her versuchtendieGesamtschulen,
Gymnasien zu sein, sie sollen aber
Schule für alle sein“, betonteGniost-
ko.

Das Otto-Hahn-Gymnasi-
um und die neue Ge-
samtschule am Berliner
Ring kooperieren.

Annette Heintz, Hagen Bastian, Daniel Zimmermann,Martin Paeslack und Ste-
phanie Bräuer (v. li.) schließen einen Pakt fürmehr Bildung. RP-FOTO: MATZERATH

Die Zusammenarbeit der GBR
und des OHGwird von einem Ko-
operationsausschuss gestaltet
und begleitet.
Daran nehmen die Schulleitung
undmindestens eine Lehrkraft
teil. Er plant und organisiert die
Kooperationsmaßnahmen und
setzt Jahresschwerpunkte.
Die Schulen sollen auch bei Digi-
talisierung und Fachunterricht ko-
operieren, etwa durch gemein-
sameFachkonferenzen.

EinAusschuss soll
Projekte anstoßen

INFO

MITTWOCH

LANGENFELD
Spielinsel, Deutscher Kinderschutzbund
(DKSB), Eichenfeldstraße 15 - 19, 8.30-
12.30 Uhr.
Ausstellung: „Audrey Hepburn/Liz Taylor.
Fotos“, Stadtmuseum, Freiherr-vom-Stein-
Haus, Hauptstraße 83, 10-17h
Ausstellung Gruppe Falter: „Roter Faden“,
Marktkarree, Obergeschoss, Solinger Str.
20, 17-19 Uhr.
Ausstellung: „Feuervögel und andere
farbensprühende Fantasiewesen“, Stadtbi-
bliothek, Hauptstraße 131, 14-19 Uhr.
CaféMamamia,Deutscher Kinder-
schutzbund (DKSB), Eichenfeldstr. 15-19,
9.30-12 Uhr.
Jugendhilfeausschuss, Stadt Langenfeld,
Konrad-Adenauer-Platz 1, 18 Uhr.

MONHEIM
Wochenmarkt, Eier-Platz, Heinestraße 2,
8-13 Uhr.
Aktion: „Erste Schritte mit dem Stadtauto
– Vorführung und Registrierung“, Busbahn-
hof, Rathausplatz 13, 12 Uhr.

KINO
Rex, Hauptstr. 122, Telefon 02173 78484
AToyStory: Alles hört auf keinKom-
mando, 17 Uhr.
Cleo, 20 Uhr.
DerKönig der Löwen, 19.30 Uhr.
EsKapitel 2, 16.30, 19.30 Uhr.
Playmobil: Der Film, 17 Uhr.

RAT & HILFE
Arbeitslosenzentrum, SKFMMonheim,
Rathausplatz 3, Telefon: 02173 4999810,
10-16 Uhr
Familienhilfe,Anm. Telefon: 02173
2089910
Kleiderladen Langenfeld, Eichenfeldstra-
ße 15 - 19, Telefon: 02173 2089910
SKFM-Möbellager, Spendenhotline,
Telefon: 02173 67560

TIPPS & TERMINE

MITTWOCH
ÄrztlicherNotruf: Bundesweite Notruf-
nummer 116117 (kostenfreie Fax-Nummer
für Sprach- und Hörgeschädigte: 0800
5895210).

Apotheken: Sonnen-Apotheke, Mittelstr.
2, 40721 Hilden, Tel.: 02103/240211, Mi 9 –
Do 9 Uhr. Weitere dienstbereite Apotheken
unter www.aponet.de oder www.aknr.de

Notdienstpraxis am St.-Martinus-Kran-
kenhaus, Klosterstraße 32, Öffnungszeiten:
sa., so. und feiertags 8-22 Uhr, mi. und fr.
16-22 Uhr, mo., di., do. 19-22 Uhr.

PrivatärztlicherNotdienst: Tel. 0180 5
019257; Zahnärzte: Tel. 0180 5 986700,
14 ct/Minute aus dem deutschen Festnetz,
Mobilfunkhöchstpreis 42 ct/Minute.

KinderärztlicherNotdienst:Notfallpraxis
imMediLev gegenüber Klinikum Leverku-
sen Schlebusch, AmGesundheitspark 4,
Mi. + Fr. 16-19, Sa., So. + Feiertag 9 - 13 +
16 - 19 Uhr .

NOTDIENSTE

„Schüler können sich
ohneVorurteile und
Stigmatisierung
kennenlernen“
HeinzGniostko
Bildungsexperte
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